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Europaangelegenheit 

des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen 

Beteiligung am Konsultationsverfahren der Europäischen Union; 
 
Umwelt 
Wasserverschmutzung - Aktualisierung der EU-Vorschriften über die Behand-
lung von kommunalem Abwasser 
28.04.2021 - 21.07.2021 

Verfahren gemäß § 83d BayLTGeschO 

1. Der Ausschuss hat in seiner 40. Sitzung am 15. Juni 2021 im Wege der Vorprü-
fung e inst immig beschlossen, dass eine Beteiligung des Landtags am Konsulta-
tionsverfahren der Europäischen Union erforderlich ist. 

2. Der Ausschuss hat beschlossen, das Konsultationsverfahren zur federführenden 
Beratung an den Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz zu überweisen 
(§ 83d Abs. 1 BayLTGeschO). 

Begründung: 

Nach dem Ergebnis der Vorprüfung ist die Konsultation landespolitisch von Bedeutung 
und Interessen des Landes sind berührt. 

Gemäß der Richtlinie 91/271/EWG über die Behandlung von kommunalem Abwasser 
müssen die Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass Klein- und Großstädte sowie Siedlun-
gen ihr kommunales Abwasser ordnungsgemäß sammeln und behandeln. Unbehan-
deltes Abwasser kann mit gefährlichen Chemikalien, Bakterien und Viren verseucht 
sein und dadurch die menschliche Gesundheit gefährden. Außerdem enthält es Nähr-
stoffe wie Stickstoff oder Phosphor, die das Süßwasser oder die Meeresumwelt schä-
digen können, indem sie übermäßiges Algenwachstum begünstigen und dadurch an-
deres Leben ersticken (Eutrophierung). 

Die vor 30 Jahren erlassene Richtlinie soll dazu beitragen, die Bewirtschaftung von 
kommunalem Abwasser aus Haushalten und bestimmten Industriezweigen stetig zu 
verbessern. Im Jahr 2019 wurde eine Evaluierung der Richtlinie veröffentlicht, die zu 
dem Schluss kam, dass die Richtlinie insgesamt ihren Zweck erfüllt, aber noch Ver-
besserungsbedarf besteht. Auch vor dem Hintergrund des europäischen Grünen 
Deals muss die Richtlinie mit den neuen Umwelt- und Klimazielen in Einklang ge-
bracht werden. So wurde bei der Bewertung u.a. festgestellt, dass kommunale Abwas-
serbehandlungsanlagen möglicherweise stärker in die Kreislaufwirtschaft integriert 
und besser an die EU-Klimaneutralitätsziele angepasst werden könnten. 
 

 

 

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12405-Revision-of-the-Urban-Wastewater-Treatment-Directive/public-consultation_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:31991L0271&from=DE
https://ec.europa.eu/environment/water/water-urbanwaste/evaluation/index_en.htm
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt und Verbraucherschutz 

Europaangelegenheit des Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
Drs. 18/16512 

Konsultationsverfahren der Europäischen Union; 
Umwelt 
Wasserverschmutzung - Aktualisierung der EU-Vorschriften über die Behand-
lung von kommunalem Abwasser 
28.04.2021 - 21.07.2021 

I. Beschlussempfehlung: 

Der Bayerische Landtag gibt im Konsultationsverfahren folgende Stellungnahme 
ab: 

Der Bayerische Landtag schließt sich bei der EU-Konsultation „Wasserverschmut-
zung – Aktualisierung der EU-Vorschriften über die Behandlung von Kommunalem 
Abwasser“ der Stellungnahme der Bayerischen Staatsregierung an. 

Die Stellungnahme der Staatsregierung hat folgenden Inhalt: 

1. Umgang mit Regenüberläufen und Siedlungsabflüssen 

Bislang fordert die KomAbwRL, dass die Mitgliedsstaaten Maßnahmen be-
schließen sollen, um die Verschmutzung aus Regenüberläufen zu begrenzen. 
Die EU-KOM schlägt nunmehr vor, konkrete Anforderungen für die Bewirt-
schaftung von Regenüberläufen und Siedlungsabflüssen einschließlich Rück-
haltekapazitäten und Behandlungszielen festzulegen.  

In Deutschland besteht die wasserrechtliche Verpflichtung, die allgemein an-
erkannten Regeln der Technik für die Niederschlagswasserbeseitigung einzu-
halten (Regelwerk der DWA). Im Bayerischen Abwasserabgabengesetz sind 
außerdem zusätzliche Standards für Mischwasserentlastungsanlagen festge-
legt. Die Eigenüberwachungsverordnung enthält Vorgaben für die Überwa-
chung. Insgesamt wird dadurch ein angemessener und einzelfallgerechter Ge-
wässerschutz ermöglicht. Die Vorgabe von pauschalen Anforderungen in der 
KomAbwRL, die von dieser bewährten Systematik abweichen würden, wird 
nicht befürwortet. 

 

2. Verschmutzung durch kleine Städte/Gemeinden 

Bislang fordert die KomAbwRL für Gemeinden < 2.000 Einwohner lediglich 
eine Abwasserbehandlung, die sicherstellt, dass das aufnehmende Gewässer 
den Qualitätszielen entspricht. Nunmehr wird vorgeschlagen, die Anforderun-
gen an die Abwasserbehandlung und an die zugehörige Berichterstattung 
auch für kleinere Gemeinden zu konkretisieren (insb. in Form von Emissions-
standards). 
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Die Kläranlagen kleiner Gemeinden haben in der Regel nur lokale Bedeutung 
für den Gewässerschutz. In Deutschland enthält die Abwasserverordnung be-
reits Mindestanforderungen auch für Kläranlagen mit Ausbaugrößen < 2.000 
EW. Zusätzlich sind die möglichen Auswirkungen auf das aufnehmende Ge-
wässer bei der Festsetzung von Anforderungen im wasserrechtlichen Erlaub-
nisverfahren zu berücksichtigen. Davon abweichende Anforderungen in der 
KomAbwRL sowie zusätzliche Berichtspflichten werden daher nicht befürwor-
tet. 

 

3. Verschmutzung durch Einsatz individueller Systeme  

Bislang fordert die KomAbwRL, dass individuelle Systeme (d.h. Kleinkläranla-
gen und abflusslose Gruben) nur dort eingesetzt werden, wo eine Kanalisation 
mit zentraler Kläranlage nicht gerechtfertigt wäre. Es muss das gleiche Um-
weltschutzniveau gewährleistet werden wie bei einer zentralen Abwasserbe-
handlung. Nunmehr wird vorgeschlagen, konkretisierende Anforderungen 
bzgl. der Zulässigkeit individueller Systeme, bzgl. der verwendbaren Techno-
logien und bzgl. des Betriebs, sowie Verpflichtungen bzgl. Registrierung, 
Überwachung und Berichterstattung einzuführen. 

In Bayern sind die vorhandenen individuellen Systeme von den Vollzugsbe-
hörden vollständig erfasst worden. Die Gemeinden sind ihrer Verpflichtung 
nach dem Bayerischen Wassergesetz nachgekommen, individuelle Systeme 
nur dort zuzulassen, wo sich dies auf Basis eines Abwasserbeseitigungskon-
zeptes als notwendig erwiesen hat. Für die vorhandenen Kleinkläranlagen gel-
ten gemäß Abwasserverordnung die gleichen Mindestanforderungen wie für 
Kläranlagen der Größenklasse 1. Strengere Anforderungen sind zu erfüllen, 
sofern die Gewässersituation dies erfordert. Die Einhaltung der Anforderun-
gen wird regelmäßig überwacht. Davon abweichende Anforderungen in der 
KomAbwRL sowie zusätzliche Berichtspflichten werden daher nicht befürwor-
tet. 

  

4. Verringerung von Nährstoffeinleitungen 

Bislang fordert die KomAbwRL die Ausweisung von „empfindlichen Gebieten“, 
in denen Mindestanforderungen an die Elimination von Stickstoff und Phos-
phor von Kläranlagen ab einer bestimmten Größenordnung einzuhalten sind. 
Nunmehr werden eine Konkretisierung der Kriterien für die Ausweisung dieser 
Gebiete bzw. eine Festlegung solcher Gebiete durch die EU-KOM sowie Ver-
knüpfungen mit anderen Wasserrichtlinien bzgl. der Verpflichtung zur Nähr-
stoffelimination vorgeschlagen. 

In Deutschland wird das gesamte Bundesgebiet als empfindliches Gebiet auf-
gefasst, daher gelten die Mindestanforderungen der Abwasserverordnung für 
die Nährstoffelimination ohne regionale Einschränkungen. Weitergehende An-
forderungen ergeben sich bisher schon aus den Erfordernissen des Gewäs-
serschutzes und insb. auch aus dem Maßnahmenprogramm für die Zielerrei-
chung gemäß der Wasserrahmenrichtlinie. Das Konzept der Ausweisung 
empfindlicher Gebiete wird daher als überholt betrachtet und eine Fortführung 
oder gar Verkomplizierung abgelehnt. Die Überprüfung der Mindestanforde-
rungen an die Nährstoffelimination anhand des mittlerweile erreichten Standes 
der Technik wird befürwortet.  

 

5. Verschmutzung durch Mikroschadstoffe und Mikroplastik 

Bislang enthält die KomAbwRL keine Anforderungen bzgl. der Elimination von 
Mikroschadstoffen bzw. Mikroplastik. Nunmehr wird die Einführung von Min-
destanforderungen bzgl. zusätzlicher Maßnahmen für die Überwachung des 
Kommunalabwassers und der Behandlung zur Elimination von Mikroschad-
stoffen vorgeschlagen. Außerdem wird vorgeschlagen, eine Verpflichtung für 
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die Anwendung eines Systems der erweiterten Herstellerverantwortung zur Fi-
nanzierung einer entsprechenden Reinigungsstufe auf kommunalen Kläranla-
gen einzuführen. 

In Deutschland wurde mit der Spurenstoffstrategie des Bundes der Weg eines 
vorsorglichen freiwilligen Ausbaus ausgewählter Kläranlagen mit einer vierten 
Reinigungsstufe im Rahmen entsprechender Bewirtschaftungskonzepte der 
Länder anstelle einer ordnungsrechtlichen Verpflichtung vorgegeben. Die als 
maßgeblich erkannten Kriterien für die Kläranlagen-auswahl betreffen nicht 
nur die Ausbaugröße, sondern auch die möglichen Auswirkungen auf die Ge-
wässerökologie und die Trinkwasserversorgung. Die Vorgabe von pauschalen 
Anforderungen in der KomAbwRL, die dieser differenzierten Vorgehensweise 
entgegenwirken würden, werden abgelehnt.  

Das Konzept der erweiterten Herstellerverantwortung im Sinne einer Querfi-
nanzierung des Kläranlagenausbaus durch die Hersteller spurenstoffrelevan-
ter Produkte sollte geprüft werden, da dies ein wesentliches Anliegen der 
Kommunen im Rahmen der Umsetzung der Spurenstoffstrategie des Bundes 
darstellt. Allerdings ist zu bedenken, dass eine derartige Lösung (abgesehen 
von der Beteiligung von relevanten Indirekteinleitern über das kommunale 
Satzungsrecht) auf nationaler wasserrechtlicher oder abwasserabgaben-
rechtlicher Grundlage kaum vorstellbar ist, da die direkte Zuordnung einer 
abstrakten bzw. pauschalen Herstellerverantwortung zur jeweiligen kommuna-
len Abwassersituation nicht möglich ist. Stattdessen wären zielführende Rege-
lungen nur auf EU-Ebene, z. B. im Chemikalienrecht denkbar.  

Hinsichtlich Mikroplastik ist festzustellen, dass Kläranlagen, die dem Stand 
der Technik entsprechen, bereits eine Reinigungsleistung von nahezu 100 % 
für Mikroplastik aufweisen. Die allgemein anerkannten Regeln der Technik für 
die Niederschlagswasserbeseitigung beinhalten Vorgaben für die Reinigungs-
leistung bzgl. ungelöster Partikel und erfassen damit auch wesentliche Anteile 
des Mikroplastiks im Niederschlag. Die Aufnahme von Anforderungen bzgl. 
Mikroplastik in die KomAbwRL wird daher nicht befürwortet, zumal das Mikro-
plastik-Vorkommen in Gewässern im Wesentlichen auf die nicht ordnungsge-
mäße Entsorgung von Makroplastik-Abfall zurückzuführen ist. 

 

6. Indirekte industrielle Freisetzungen in kommunale Abwasserströme (Indirek-
teinleitungen) 

Bislang fordert die KomAbwRL, dass Industrieabwasser nur auf Grundlage ei-
ner Regelung/Genehmigung in öffentliche Kanalisationen oder Kläranlagen 
eingeleitet werden darf. Nunmehr wird die Einführung von Mindestanforderun-
gen sowohl für die Kanalbetreiber (insbesondere Überwachungspflichten), als 
auch für die Indirekteinleiter (insbesondere Vorbehandlungspflichten) vorge-
schlagen.  

In Deutschland bestehen bereits spezifische Regelungen und Genehmigungs-
erfordernisse für Indirekteinleiter, sowohl auf staatlicher wasserrechtlicher als 
auch auf kommunaler satzungsrechtlicher Ebene. Diese betreffen auch Ver-
meidungs- bzw. Vorbehandlungs-maßnahmen sowie die Eigenüberwachung 
durch die Indirekteinleiter. Auch von staatlicher und kommunaler Seite erfolgt 
eine Überwachung.  

Die Vorgabe von Anforderungen in der KomAbwRL, die von dieser bewährten 
Systematik abweichen würden, wird nicht befürwortet. 

 

7. Energieeffizienz bzw. Energieerzeugung sowie Treibhausgasemissionen bei 
kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen 

Bislang enthält die KomAbwRL keine Anforderungen bzgl. Energieverbrauch 
und Emissionsintensität von kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen. 
Nunmehr wird vorgeschlagen, eine Verpflichtung der Betreiber zur Überprü-
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fung und ggf. Senkung des Energieverbrauchs und der Treibhausgasemissio-
nen einzuführen. Außerdem wird die Einführung pauschaler Zielgrößen für 
den zulässigen Energieverbrauch und für den Treibhausgasausstoß, für den 
Anteil der Eigenenergieerzeugung bzw. der erneuerbaren Energie am Ener-
gieeinsatz vorgeschlagen. Außerdem sind Anforderungen bzgl. der einzuset-
zenden Minderungstechnologien angedacht. Schließlich werden zusätzliche 
Berichtspflichten zu diesem Themenkomplex vorgeschlagen.  

In Deutschland gibt die Abwasserverordnung für kommunale Kläranlagen be-
reits eine energieeffiziente Betriebsweise sowie die Nutzung von Potenzialen 
zur Energieerzeugung vor. Zu den Treibhausgasemissionen liegen bislang 
keine belastbaren Erkenntnisse vor, die einzelfallgerechte Aussagen bzw. An-
forderungen erlauben würden. Im Vergleich zu anderen Emissionsquellen wird 
die Relevanz jedoch allgemein als gering eingestuft.  

Die erreichbaren Verbesserungen beim Energieeinsatz zeigen eine große Ab-
hängigkeit von den (historisch bedingt sehr unterschiedlichen) Verhältnissen 
des jeweiligen Einzelfalls. Pauschale Zielwerte sind deshalb nicht zielführend.  

Die vorgeschlagene Verpflichtung zur Erfassung und ggf. Optimierung des 
Energieeinsatzes wird grundsätzlich befürwortet. Sie entspräche den Vorga-
ben der Eigenüberwachungs-verordnung bzw. der gängigen Praxis der Kom-
munen. Weitere Verpflichtungen und insbesondere die Festsetzung pauscha-
ler Zielgrößen und zusätzliche Überwachungs-pflichten zur Deckung von ver-
meintlichen Datendefiziten der EU-KOM werden nicht befürwortet. 

 

8. Wiederverwendung von Klärschlamm und von gereinigtem Abwasser 

Bislang enthält die KomAbwRL die pauschale Anforderung, dass gereinigtes 
Abwasser und Klärschlamm nach Möglichkeit wiederverwendet werden sol-
len, wobei Umweltbelastungen auf ein Minimum zu begrenzen sind. Nunmehr 
wird vorgeschlagen, Anforderungen an die Rückgewinnung insbesondere von 
Phosphor aus Abwasser und Klärschlamm und zur Förderung der Wiederver-
wendung von gereinigtem Abwasser einzuführen. 

In Deutschland bestehen bereits abfallrechtliche Anforderungen an die Rück-
gewinnung von Phosphor aus Klärschlamm. Die Rückgewinnung direkt aus 
dem Abwasser hat sich als nicht durchführbar erwiesen. Die direkte bodenbe-
zogene Verwertung von Klärschlamm wird in Bayern seit langem abgelehnt. 
Die Vorgabe von möglicherweise abweichenden Anforderungen in der Kom-
AbwRL wird nicht befürwortet 

Die Wiederverwendung von gereinigtem Abwasser für die landwirtschaftliche 
Bewässerung ist bereits mit einer EU-Verordnung geregelt; die Umsetzung in 
deutsches Recht wird derzeit vorbereitet. Die Festlegung zusätzlicher, nut-
zungsbezogener Regelungen in der KomAbwRL würde den eigentlichen Re-
gelungsauftrag (Festlegung von Emissionsstandards als Mindestanforderun-
gen) überschreiten. 

 

9. Überwachung von kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen 

Bislang enthält die KomAbwRL bereits eine Reihe von Vorgaben für die Über-
wachung der Abwassereinleitungen (insb. hinsichtlich Parameter, Probenart 
und -häufigkeit). Nunmehr werden Maßnahmen zur Intensivierung der Über-
wachung vorgeschlagen. Hierzu gehört  

z. B. die Erhöhung der Probenahmehäufigkeit und detailliertere Vorgaben für 
die Probenahme sowie neue stoffbezogene Überwachungspflichten. Es wird 
außerdem vorgeschlagen, den Parameter CSB (Chemischer Sauerstoffbe-
darf) durch den Parameter TOC (Gesamter organischer Kohlenstoff) zu erset-
zen. Zudem wird eine routinemäßige Überwachung auf Krankheitserreger vor-
geschlagen.  
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In Bayern besteht bereits ein gut funktionierendes System der Überwachung 
kommunaler Kläranlagen (Eigenüberwachung und amtliche Überwachung). 
Die Vorgabe von Anforderungen in der KomAbwRL, die von dieser bewährten 
Systematik abweichen würden, wird abgelehnt. Unter diesem Vorbehalt wer-
den jedoch Bemühungen zur Schaffung EU-weit einheitlicher Standards für 
die Überwachung befürwortet.  

Die Überwachung auf Krankheitserreger sollte im Rahmen des Infektions-
schutzrechts geregelt werden, nicht auf wasserrechtlicher Basis. In diesem 
Zusammenhang wird derzeit auf Bundesebene ein Untersuchungsvorhaben 
vorbereitet. 

Der Ersatz von CSB durch TOC wird unter der Voraussetzung einer angemes-
senen Übergangsfrist befürwortet, weil das CSB-Verfahren erhebliche Nach-
teile bzgl. Umwelt- und Arbeitsschutz aufweist. 

 

10. Berichterstattung zu kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen 

Die Mitgliedsstaaten werden von der EU-KOM im zweijährlichen Rhythmus 
aufgefordert, umfassende Daten zu kommunalen Kläranlagen zu liefern, die 
der Überprüfung der Einhaltung der Anforderungen der Richtlinie dienen. 
Diese Daten werden in Bayern vom Landesamt für Umwelt erhoben und dem 
Umweltbundesamt zur Verfügung gestellt. Nunmehr schlägt die KOM nicht 
weiter spezifizierte Maßnahmen zur Ausweitung der Berichtspflichten und Än-
derungen bei den Berichterstattungsmethoden vor. Außerdem wird vorge-
schlagen, die Berichterstattungspflichten nach KomAbwRL und nach dem Eu-
ropäischen Schadstofffreisetzungs- und -verbringungsregister (E-PRTR) an-
zugleichen. 

Die Angleichung der Berichtspflichten nach KomAbwRL und E-PRTR mit dem 
Ziel der Vereinfachung der Datenerhebung und -berichterstattung wird befür-
wortet. Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass jede Erweiterung der Be-
richtspflichten mit einem erheblichen Mehraufwand für die Behörden und die 
Kläranlagenbetreiber verbunden wäre. Ein wesentlicher Erkenntnisgewinn hin-
sichtlich der Einhaltung der Anforderungen der KomAbwRL ist aus den Vor-
schlägen derzeit nicht ableitbar. 

Berichterstatter: Dr. Martin Huber 
Mitberichterstatter: Christian Hierneis 

II. Bericht: 

1. Die EU-Konsultation (§ 83d BayLTGeschO) wurde dem Ausschuss für Umwelt 
und Verbraucherschutz federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Bundes- 
und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen hat das Konsultati-
onsverfahren endberaten. 

2. Der Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz hat das Konsultationsver-
fahren in seiner 46. Sitzung am 8. Juli 2021 beraten und e i n s t im m i g  be-
schlossen, die Federführung zu übernehmen (§83d Abs. 2 BayLTGeschO). 

3. Der Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz hat das Konsultationsver-
fahren in seiner 46. Sitzung am 8. Juli 2021 federführend beraten und mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Enthaltung 
 FDP: Enthaltung 
in der in I. genannten Weise entschieden. 
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4. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen hat das Konsultationsverfahren in seiner 42. Sitzung am 13. Juli 
2021 endberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Enthaltung 
 FDP: Enthaltung 
empfohlen, der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zuzu-
stimmen mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt werden: 

1. Die Sätze „Der Bayerische Landtag schließt sich bei der EU-Konsultation 
„Wasserverschmutzung – Aktualisierung der EU-Vorschriften über die Be-
handlung von Kommunalem Abwasser“ der Stellungnahme der Bayerischen 
Staatsregierung an.“ bis „Die Stellungnahme der Staatsregierung hat fol-
genden Inhalt:“ werden gestrichen. 

2. Es wird folgender letzter Absatz angefügt: „Der Beschluss des Bayerischen 
Landtags wird unmittelbar an die Europäische Kommission, das Europäi-
sche Parlament, den Ausschuss der Regionen und den Deutschen Bundes-
tag übermittelt.“. 

Rosi Steinberger 
Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Konsultationsverfahren der Europäischen Union; 

Umwelt 

Wasserverschmutzung – Aktualisierung der EU-Vorschriften über die Behand-
lung von kommunalem Abwasser 

28.04.2021 – 21.07.2021 

Drs. 18/16512, 18/17219 

Der Bayerische Landtag gibt im Konsultationsverfahren folgende Stellungnahme ab: 

1. Umgang mit Regenüberläufen und Siedlungsabflüssen 

Bislang fordert die Richtlinie über die Behandlung von kommunalem Abwasser  
(KomAbwRL), dass die Mitgliedstaaten Maßnahmen beschließen sollen, um die 
Verschmutzung aus Regenüberläufen zu begrenzen. Die Europäische Kommission 
(EU-KOM) schlägt nunmehr vor, konkrete Anforderungen für die Bewirtschaftung 
von Regenüberläufen und Siedlungsabflüssen einschließlich Rückhaltekapazitäten 
und Behandlungszielen festzulegen.  

In Deutschland besteht die wasserrechtliche Verpflichtung, die allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik für die Niederschlagswasserbeseitigung einzuhalten (Re-
gelwerk der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Ab-
fall e. V. – DWA). Im Bayerischen Abwasserabgabengesetz sind außerdem zusätz-
liche Standards für Mischwasserentlastungsanlagen festgelegt. Die Eigenüberwa-
chungsverordnung enthält Vorgaben für die Überwachung. Insgesamt wird dadurch 
ein angemessener und einzelfallgerechter Gewässerschutz ermöglicht. Die Vor-
gabe von pauschalen Anforderungen in der KomAbwRL, die von dieser bewährten 
Systematik abweichen würden, wird nicht befürwortet. 

 

2. Verschmutzung durch kleine Städte/Gemeinden 

Bislang fordert die KomAbwRL für Gemeinden < 2 000 Einwohner (EW) lediglich 
eine Abwasserbehandlung, die sicherstellt, dass das aufnehmende Gewässer den 
Qualitätszielen entspricht. Nunmehr wird vorgeschlagen, die Anforderungen an die 
Abwasserbehandlung und an die zugehörige Berichterstattung auch für kleinere 
Gemeinden zu konkretisieren (insb. in Form von Emissionsstandards). 

Die Kläranlagen kleiner Gemeinden haben in der Regel nur lokale Bedeutung für 
den Gewässerschutz. In Deutschland enthält die Abwasserverordnung bereits Min-
destanforderungen auch für Kläranlagen mit Ausbaugrößen < 2.000 EW. Zusätzlich 
sind die möglichen Auswirkungen auf das aufnehmende Gewässer bei der Festset-
zung von Anforderungen im wasserrechtlichen Erlaubnisverfahren zu berücksichti-
gen. Davon abweichende Anforderungen in der KomAbwRL sowie zusätzliche Be-
richtspflichten werden daher nicht befürwortet. 
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3. Verschmutzung durch Einsatz individueller Systeme  

Bislang fordert die KomAbwRL, dass individuelle Systeme (d. h. Kleinkläranlagen 
und abflusslose Gruben) nur dort eingesetzt werden, wo eine Kanalisation mit zent-
raler Kläranlage nicht gerechtfertigt wäre. Es muss das gleiche Umweltschutzniveau 
gewährleistet werden wie bei einer zentralen Abwasserbehandlung. Nunmehr wird 
vorgeschlagen, konkretisierende Anforderungen bzgl. der Zulässigkeit individueller 
Systeme, bzgl. der verwendbaren Technologien und bzgl. des Betriebs, sowie Ver-
pflichtungen bzgl. Registrierung, Überwachung und Berichterstattung einzuführen. 

In Bayern sind die vorhandenen individuellen Systeme von den Vollzugsbehörden 
vollständig erfasst worden. Die Gemeinden sind ihrer Verpflichtung nach dem Bay-
erischen Wassergesetz nachgekommen, individuelle Systeme nur dort zuzulassen, 
wo sich dies auf Basis eines Abwasserbeseitigungskonzeptes als notwendig erwie-
sen hat. Für die vorhandenen Kleinkläranlagen gelten gemäß Abwasserverordnung 
die gleichen Mindestanforderungen wie für Kläranlagen der Größenklasse 1. Stren-
gere Anforderungen sind zu erfüllen, sofern die Gewässersituation dies erfordert. 
Die Einhaltung der Anforderungen wird regelmäßig überwacht. Davon abweichende 
Anforderungen in der KomAbwRL sowie zusätzliche Berichtspflichten werden daher 
nicht befürwortet. 

 

4. Verringerung von Nährstoffeinleitungen 

Bislang fordert die KomAbwRL die Ausweisung von „empfindlichen Gebieten“, in 
denen Mindestanforderungen an die Elimination von Stickstoff und Phosphor von 
Kläranlagen ab einer bestimmten Größenordnung einzuhalten sind. Nunmehr wer-
den eine Konkretisierung der Kriterien für die Ausweisung dieser Gebiete bzw. eine 
Festlegung solcher Gebiete durch die EU-KOM sowie Verknüpfungen mit anderen 
Wasserrichtlinien bzgl. der Verpflichtung zur Nährstoffelimination vorgeschlagen. 

In Deutschland wird das gesamte Bundesgebiet als empfindliches Gebiet aufge-
fasst, daher gelten die Mindestanforderungen der Abwasserverordnung für die 
Nährstoffelimination ohne regionale Einschränkungen. Weitergehende Anforderun-
gen ergeben sich bisher schon aus den Erfordernissen des Gewässerschutzes und 
insb. auch aus dem Maßnahmenprogramm für die Zielerreichung gemäß der Was-
serrahmenrichtlinie. Das Konzept der Ausweisung empfindlicher Gebiete wird daher 
als überholt betrachtet und eine Fortführung oder gar Verkomplizierung abgelehnt. 
Die Überprüfung der Mindestanforderungen an die Nährstoffelimination anhand des 
mittlerweile erreichten Standes der Technik wird befürwortet.  

 

5. Verschmutzung durch Mikroschadstoffe und Mikroplastik 

Bislang enthält die KomAbwRL keine Anforderungen bzgl. der Elimination von Mik-
roschadstoffen bzw. Mikroplastik. Nunmehr wird die Einführung von Mindestanfor-
derungen bzgl. zusätzlicher Maßnahmen für die Überwachung des Kommunalab-
wassers und der Behandlung zur Elimination von Mikroschadstoffen vorgeschla-
gen. Außerdem wird vorgeschlagen, eine Verpflichtung für die Anwendung eines 
Systems der erweiterten Herstellerverantwortung zur Finanzierung einer entspre-
chenden Reinigungsstufe auf kommunalen Kläranlagen einzuführen. 

In Deutschland wurde mit der Spurenstoffstrategie des Bundes der Weg eines vor-
sorglichen freiwilligen Ausbaus ausgewählter Kläranlagen mit einer vierten Reini-
gungsstufe im Rahmen entsprechender Bewirtschaftungskonzepte der Länder an-
stelle einer ordnungsrechtlichen Verpflichtung vorgegeben. Die als maßgeblich er-
kannten Kriterien für die Kläranlagenauswahl betreffen nicht nur die Ausbaugröße, 
sondern auch die möglichen Auswirkungen auf die Gewässerökologie und die Trink-
wasserversorgung. Die Vorgabe von pauschalen Anforderungen in der KomAbwRL, 
die dieser differenzierten Vorgehensweise entgegenwirken würden, werden abge-
lehnt.  

Das Konzept der erweiterten Herstellerverantwortung im Sinne einer Querfinanzie-
rung des Kläranlagenausbaus durch die Hersteller spurenstoffrelevanter Produkte 
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sollte geprüft werden, da dies ein wesentliches Anliegen der Kommunen im Rah-
men der Umsetzung der Spurenstoffstrategie des Bundes darstellt. Allerdings ist zu 
bedenken, dass eine derartige Lösung (abgesehen von der Beteiligung von rele-
vanten Indirekteinleitern über das kommunale Satzungsrecht) auf nationaler was-
serrechtlicher oder abwasserabgabenrechtlicher Grundlage kaum vorstellbar ist, da 
die direkte Zuordnung einer abstrakten bzw. pauschalen Herstellerverantwortung 
zur jeweiligen kommunalen Abwassersituation nicht möglich ist. Stattdessen wären 
zielführende Regelungen nur auf EU-Ebene, z. B. im Chemikalienrecht denkbar.  

Hinsichtlich Mikroplastik ist festzustellen, dass Kläranlagen, die dem Stand der 
Technik entsprechen, bereits eine Reinigungsleistung von nahezu 100 Prozent für 
Mikroplastik aufweisen. Die allgemein anerkannten Regeln der Technik für die Nie-
derschlagswasserbeseitigung beinhalten Vorgaben für die Reinigungsleistung bzgl. 
ungelöster Partikel und erfassen damit auch wesentliche Anteile des Mikroplastiks 
im Niederschlag. Die Aufnahme von Anforderungen bzgl. Mikroplastik in die  
KomAbwRL wird daher nicht befürwortet, zumal das Mikroplastikvorkommen in Ge-
wässern im Wesentlichen auf die nicht ordnungsgemäße Entsorgung von Makro-
plastikabfall zurückzuführen ist. 

 

6. Indirekte industrielle Freisetzungen in kommunale Abwasserströme (Indirekteinlei-
tungen) 

Bislang fordert die KomAbwRL, dass Industrieabwasser nur auf Grundlage einer 
Regelung/Genehmigung in öffentliche Kanalisationen oder Kläranlagen eingeleitet 
werden darf. Nunmehr wird die Einführung von Mindestanforderungen sowohl für 
die Kanalbetreiber (insbesondere Überwachungspflichten), als auch für die Indirekt-
einleiter (insbesondere Vorbehandlungspflichten) vorgeschlagen.  

In Deutschland bestehen bereits spezifische Regelungen und Genehmigungserfor-
dernisse für Indirekteinleiter, sowohl auf staatlicher wasserrechtlicher als auch auf 
kommunaler satzungsrechtlicher Ebene. Diese betreffen auch Vermeidungs- bzw. 
Vorbehandlungsmaßnahmen sowie die Eigenüberwachung durch die Indirekteinlei-
ter. Auch von staatlicher und kommunaler Seite erfolgt eine Überwachung.  

Die Vorgabe von Anforderungen in der KomAbwRL, die von dieser bewährten Sys-
tematik abweichen würden, wird nicht befürwortet. 

 

7. Energieeffizienz bzw. Energieerzeugung sowie Treibhausgasemissionen bei kom-
munalen Abwasserbehandlungsanlagen 

Bislang enthält die KomAbwRL keine Anforderungen bzgl. Energieverbrauch und 
Emissionsintensität von kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen. Nunmehr 
wird vorgeschlagen, eine Verpflichtung der Betreiber zur Überprüfung und ggf. Sen-
kung des Energieverbrauchs und der Treibhausgasemissionen einzuführen. Außer-
dem wird die Einführung pauschaler Zielgrößen für den zulässigen Energiever-
brauch und für den Treibhausgasausstoß, für den Anteil der Eigenenergieerzeu-
gung bzw. der erneuerbaren Energie am Energieeinsatz vorgeschlagen. Außerdem 
sind Anforderungen bzgl. der einzusetzenden Minderungstechnologien angedacht. 
Schließlich werden zusätzliche Berichtspflichten zu diesem Themenkomplex vorge-
schlagen.  

In Deutschland gibt die Abwasserverordnung für kommunale Kläranlagen bereits 
eine energieeffiziente Betriebsweise sowie die Nutzung von Potenzialen zur Ener-
gieerzeugung vor. Zu den Treibhausgasemissionen liegen bislang keine belastba-
ren Erkenntnisse vor, die einzelfallgerechte Aussagen bzw. Anforderungen erlau-
ben würden. Im Vergleich zu anderen Emissionsquellen wird die Relevanz jedoch 
allgemein als gering eingestuft.  

Die erreichbaren Verbesserungen beim Energieeinsatz zeigen eine große Abhän-
gigkeit von den (historisch bedingt sehr unterschiedlichen) Verhältnissen des jewei-
ligen Einzelfalls. Pauschale Zielwerte sind deshalb nicht zielführend.  
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Die vorgeschlagene Verpflichtung zur Erfassung und ggf. Optimierung des Energie-
einsatzes wird grundsätzlich befürwortet. Sie entspräche den Vorgaben der Eigen-
überwachungsverordnung bzw. der gängigen Praxis der Kommunen. Weitere Ver-
pflichtungen und insbesondere die Festsetzung pauschaler Zielgrößen und zusätz-
liche Überwachungspflichten zur Deckung von vermeintlichen Datendefiziten der 
EU-KOM werden nicht befürwortet. 

 

8. Wiederverwendung von Klärschlamm und von gereinigtem Abwasser 

Bislang enthält die KomAbwRL die pauschale Anforderung, dass gereinigtes Ab-
wasser und Klärschlamm nach Möglichkeit wiederverwendet werden sollen, wobei 
Umweltbelastungen auf ein Minimum zu begrenzen sind. Nunmehr wird vorgeschla-
gen, Anforderungen an die Rückgewinnung insbesondere von Phosphor aus Ab-
wasser und Klärschlamm und zur Förderung der Wiederverwendung von gereinig-
tem Abwasser einzuführen. 

In Deutschland bestehen bereits abfallrechtliche Anforderungen an die Rückgewin-
nung von Phosphor aus Klärschlamm. Die Rückgewinnung direkt aus dem Abwas-
ser hat sich als nicht durchführbar erwiesen. Die direkte bodenbezogene Verwer-
tung von Klärschlamm wird in Bayern seit Langem abgelehnt. Die Vorgabe von 
möglicherweise abweichenden Anforderungen in der KomAbwRL wird nicht befür-
wortet. 

Die Wiederverwendung von gereinigtem Abwasser für die landwirtschaftliche Be-
wässerung ist bereits mit einer EU-Verordnung geregelt; die Umsetzung in deut-
sches Recht wird derzeit vorbereitet. Die Festlegung zusätzlicher, nutzungsbezo-
gener Regelungen in der KomAbwRL würde den eigentlichen Regelungsauftrag 
(Festlegung von Emissionsstandards als Mindestanforderungen) überschreiten. 

 

9. Überwachung von kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen 

Bislang enthält die KomAbwRL bereits eine Reihe von Vorgaben für die Überwa-
chung der Abwassereinleitungen (insb. hinsichtlich Parameter, Probenart und -häu-
figkeit). Nunmehr werden Maßnahmen zur Intensivierung der Überwachung vorge-
schlagen. Hierzu gehört z. B. die Erhöhung der Probenahmehäufigkeit und detail-
liertere Vorgaben für die Probenahme sowie neue stoffbezogene Überwachungs-
pflichten. Es wird außerdem vorgeschlagen, den Parameter CSB (Chemischer Sau-
erstoffbedarf) durch den Parameter TOC (Gesamter organischer Kohlenstoff) zu er-
setzen. Zudem wird eine routinemäßige Überwachung auf Krankheitserreger vor-
geschlagen.  

In Bayern besteht bereits ein gut funktionierendes System der Überwachung kom-
munaler Kläranlagen (Eigenüberwachung und amtliche Überwachung). Die Vor-
gabe von Anforderungen in der KomAbwRL, die von dieser bewährten Systematik 
abweichen würden, wird abgelehnt. Unter diesem Vorbehalt werden jedoch Bemü-
hungen zur Schaffung EU-weit einheitlicher Standards für die Überwachung befür-
wortet.  

Die Überwachung auf Krankheitserreger sollte im Rahmen des Infektionsschutz-
rechts geregelt werden, nicht auf wasserrechtlicher Basis. In diesem Zusammen-
hang wird derzeit auf Bundesebene ein Untersuchungsvorhaben vorbereitet. 

Der Ersatz von CSB durch TOC wird unter der Voraussetzung einer angemessenen 
Übergangsfrist befürwortet, weil das CSB-Verfahren erhebliche Nachteile bzgl. Um-
welt- und Arbeitsschutz aufweist. 

 

10. Berichterstattung zu kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen 

Die Mitgliedstaaten werden von der EU-KOM im zweijährlichen Rhythmus aufgefor-
dert, umfassende Daten zu kommunalen Kläranlagen zu liefern, die der Überprü-
fung der Einhaltung der Anforderungen der Richtlinie dienen. Diese Daten werden 
in Bayern vom Landesamt für Umwelt erhoben und dem Umweltbundesamt zur Ver-
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fügung gestellt. Nunmehr schlägt die EU-KOM nicht weiter spezifizierte Maßnah-
men zur Ausweitung der Berichtspflichten und Änderungen bei den Berichterstat-
tungsmethoden vor. Außerdem wird vorgeschlagen, die Berichterstattungspflichten 
nach der KomAbwRL und nach dem Europäischen Schadstofffreisetzungs- und -
verbringungsregister (E-PRTR) anzugleichen. 

Die Angleichung der Berichtspflichten nach KomAbwRL und E-PRTR mit dem Ziel 
der Vereinfachung der Datenerhebung und -berichterstattung wird befürwortet. Im 
Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass jede Erweiterung der Berichtspflichten mit ei-
nem erheblichen Mehraufwand für die Behörden und die Kläranlagenbetreiber ver-
bunden wäre. Ein wesentlicher Erkenntnisgewinn hinsichtlich der Einhaltung der 
Anforderungen der KomAbwRL ist aus den Vorschlägen derzeit nicht ableitbar. 

Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die Europäische Kom-
mission, das Europäische Parlament, den Ausschuss der Regionen und den Deutschen 
Bundestag übermittelt. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Thomas Gehring 

II. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Karl Freller



Erster Vizepräsident Karl Freller: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, Europaangelegenheiten und Anträge, die gem. § 

59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der Liste einverstanden ist, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Ich sehe keine. Stimmenthaltungen? – 

Ich sehe auch keine. Die fraktionslosen Abgeordneten sind beide nicht vertreten. 

Dann ist das so beschlossen. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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